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auf Ihren Antrag vom 03.06.2021 auf Akteneinsicht und Informationszugang ergeht folgender 
 

Bescheid  
 
I. Sachentscheidung  
 
1. Ihr Antrag auf Akteneinsicht- und Informationszugang vom 03.06.2021 zur Übersendung 

von Informationen und Unterlagen über die momentanen Vorkehrungen zum Brand-
schutz in der Bolart Schweineproduktionsanlage GmbH, Tornitzer Str. 11, 03226 Vet-
schau/Spreewald wird abgelehnt. 

 
2. Die Kosten dieses Verwaltungsverfahrens trägt der Antragsteller. Für diese Entschei-

dungen wird eine Gebühr in Höhe von 122,00 Euro  erhoben. Die Gebühr ist bis zum 
05.10.2021 auf das Konto des Landkreises Oberspreewald-Lausitz bei der Sparkasse 
Niederlausitz, IBAN: DE56 1805 5000 3010 1000 50, BIC: WELADED1OSL, Verwen-
dungszeck: 60.3-01076/21, PK 60.05538.4 einzuzahlen. 

  



Seite 2 von 8  06.09.2021 
  60.3-01076/21 
 

II. Gründe 
 
A. Sachverhalt 
 
Am 03.06.2021 stellte der Antragsteller einen Antrag auf Akteneinsicht und Informationszugang 
nach AIG, dem BbgUIG sowie dem VIG über die Internetseite fragdenstaat.de. Im Einzelnen 
werden dabei die folgenden Informationen begehrt: 
 

 Zusendung von Unterlagen, aus denen sich die momentanen Vorkehrungen zum Brand-
schutz in der Schweineproduktionsanlage ergeben 

 Beantwortung konkreter Fragen zum vorbeugenden Brandschutz:  
o Wie wird im Falle eines Brandes die Rettung der Tiere gewährleistet?  
o Ist das Gebäude so gebaut, dass mehrere zehntausend Tiere problemlos ins 

Freie gelangen können?   
o Welches Szenario, d.h. welche Tier- und Stallgrößenzahlen wurden dem Brand-

schutzkonzept zugrunde gelegt?  
o Wie ist das Gelände um die Anlage für einen Brandfall mit dieser enormen An-

zahl an zu evakuierenden Tieren konzipiert? 
o Wann wurde die letzte Brandverhütungsschau durchgeführt? Wann ist die 

nächste Brandverhütungsschau geplant?  
o Welche Art Spaltenböden sind in der Anlage verbaut, sind diese aus Kunststoff?  
o Werden die Güllekanäle auch als zusätzlicher Güllespeicher genutzt?   
o Stehen die Güllekanäle miteinander in Verbindung? Wie hoch ist die Konzentra-

tion an methanhaltigen Faulgasen unter den Spaltenböden?   
o Ist eine Luftabsaugung unter den Spaltenböden zur Vermeidung von Verpuffun-

gen installiert? 
 
Mit E-Mail vom 10.06.2021 wurde dem Antragsteller neben der Bestätigung des Eingangs mit-
geteilt, dass eine Akteneinsicht nach dem VIG nicht in Betracht kommen dürfte und der Antrag 
aufgrund der Verwaltungsgebührenordnung für Amtshandlungen beim Vollzug des Aktenein-
sichts- und Informationszugangsgesetzes (AIGGebO) sowie der Gebührenordnung zum Um-
weltinformationsgesetz des Landes Brandenburg (BbgUIGGebO) gebührenpflichtig ist. Die vo-
raussichtliche Gebührenhöhe wurde aufgrund des zu erwartenden Verwaltungsaufwandes für 
das Zusammenstellen der Unterlagen und Informationen auf 300 EUR geschätzt. Zudem wurde 
dem Antragsteller empfohlen, den Antrag dahingehend zu konkretisieren, welches Interesse an 
umweltbezogenen bzw. allgemeinen Auskünften besteht. Darüber wurde auf die Pflicht hinge-
wiesen, das betroffene Unternehmen anzuhören. 

In eine E-Mail vom 29.06.2021 äußerte sich der Antragsteller dahingehend, dass Interesse des 
Unternehmens nicht verletzt seien, ohne dies zu konkretisieren. Zudem sei die veranschlagte 
Gebühr unverhältnismäßig, da der mit den Fragen verbundene Aufwand überschaubar sei. An 
der Beantwortung der Fragen bestünde mit Verweis auf den Brand in einer Tierhaltungsanlage 
in Alt Tellin ein enormes öffentliches Interesse.  

Mit Schreiben vom 05.07.2021 wurde die Bolart Schweineproduktionsanlagen GmbH angehört. 
Die Bevollmächtigten der Bolart Schweineproduktionsanlagen GmbH äußerten sich mit Schrei-
ben vom 15.07.2021 und forderten darin die Ablehnung des Antrags. Ferner stimmten sie der 
Weitergabe der Informationen nicht zu. Als Gründe benannten sie, das die Voraussetzungen für 
eine Einsicht in Informationen nach dem BbgUIG nicht vorliegen und im Übrigen die Ableh-
nungsgründe gemäß §§ 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 1-3 AIG dem Informationsgesuch entgegenstehen.  
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B. Rechtliche Würdigung des Antrags auf Informationszugang 
 
Der Landkreis Oberspreewald-Lausitz ist für die begehrten Informationen die zuständige Be-
hörde gemäß § 2 Abs. 1 AIG sowie informationspflichtige Stelle im Sinne der §§ 2 Abs. 1 
BbgUIG und 2 Abs. 2 VIG. Zu den begehrten Informationen kann ein Zugang weder nach dem 
AIG (hierzu unter A.) noch nach dem BbgUIG (hierzu unter B.) oder dem VIG (hierzu unter C.) 
gewährt werden. 
 

1. Antrag nach dem AIG 
 
Dem Akteneinsichts- und Auskunftsbegehren stehen die Ablehnungsgründe des § 1 AIG i. V. 
m. § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 AIG entgegen. 

Demnach ist die Akteneinsicht abzulehnen, soweit personenbezogene Daten offenbart würden; 
(es sei denn, die betroffene Person hat der Offenbarung zugestimmt oder die Offenbarung ist 
durch eine andere Rechtsvorschrift erlaubt), der Einsicht der Schutz geistigen Eigentums, ins-
besondere Urheberrechte, entgegensteht oder Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse zugäng-
lich gemacht würden, es sei denn, die Informationen werden mit Zustimmung des betroffenen 
Unternehmens offenbart. 
Eine Zustimmung zur Weitergabe von Informationen wurde durch das betroffene Unternehmen 
nicht erteilt.  
 
a.) Urheberrecht 
 
Das Urheberrecht schützt persönliche geistige Schöpfungen (§ 2 Abs. 2 UrhG). Es ist in der 
Rechtsprechung anerkannt, dass u. a. Beispiel Architektenpläne oder sonstige Planungen, zu 
Antragsunterlagen gehörende Gutachten und sonstige Ausarbeitungen, die eine überdurch-
schnittliche individuelle Eigenart als Ergebnis einer eigenen geistigen Leistung beinhalten, urhe-
berrechtsfähig sind (vgl. z. B. BVerwG, Urt. v. 26.9.2019 - 7 C 1.18). 

Gemessen an diesen Grundsätzen genießen vorliegend das Brandschutzkonzept und der Feu-
erwehrplan Urheberschutz. Diese erfüllen die Voraussetzungen (Individualität, Originalität, Ge-
staltungsspielraum), da diese Dokumente speziell für die Schweineproduktionsanlage unter ent-
sprechenden Einzelfall-Bewertungen entwickelt wurden und somit persönliche geistige Schöp-
fungen darstellen.  
 
b.) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
 
Bei den angeforderten Informationen handelt es sich auch um Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind alle auf ein Unternehmen bezogenen Tatsa-
chen, die sich auf einen bestimmten gewerblichen Betrieb beziehen. Nur einen begrenzten Per-
sonenkreis bekannt und damit nicht offenkundig sind, nach dem erkennbaren Willen des Unter-
nehmens geheim gehalten werden sollen (subjektiver Geheimhaltungswille) und hinsichtlich de-
rer ein Unternehmen ein berechtigtes wirtschaftliches Geheimhaltungsinteresse (objektives Ge-
heimhaltungsinteresse) hat. Insbesondere sind hier Geschäftsgeheimnisse betroffen. Dazu zäh-
len solche, die kaufmännisches Wissen beinhalten, das geeignet wäre durch seine Offenlegung 
den Marktkonkurrenten einen Vorteil zu verschaffen und so die Wettbewerbsposition des be-
troffenen Unternehmens nachteilig zu beeinflussen. Zu beachten ist, dass die Information nicht 
schon für sich genommen ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis darstellen muss, es reicht 
vielmehr, wenn die Information Rückschlüsse auf ein Betrieb- und Geschäftsgeheimnis zulässt 
(BVerwG, Urteil vom 24.09.2009 - 7 C 2.09). 

Ein objektives Geheimhaltungsinteresse besteht. Ob die Berechtigung zur Geheimhaltung vor-
liegt, bestimmt sich nach dem Einzelfall. Bei den angeforderten Informationen zu momentanen 
Vorkehrungen zum Brandschutz der Anlage und zum vorbeugenden Brandschutz handelt es 
sich um unternehmensbezogene Tatsachen, die nicht offenkundig sind. Die Informationen zum 
Brandschutz stehen auch nur einem begrenzten Personenkreis zur Verfügung. Das Unterneh-
men hat ein berechtigtes wirtschaftliches Interesse an der Geheimhaltung dieser Informationen. 
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Denn die begehrten Informationen lassen Rückschlüsse auf relevante Daten über den Betrieb 
zu. So können beispielsweise aus der Art der Spaltenböden, der Luftabsaugung oder den dem 
Brandschutzkonzept zugrunde liegenden Tierzahlen Rückschlüsse auf den Betriebsablauf, ge-
tätigte und noch zu tätigende Investitionen und damit auf die betriebliche Vermögensstruktur 
gezogen werden. Ferner lassen all die begehrten Informationen Rückschlüsse auf die interne 
Arbeitsweise und die technischen Abläufe der Anlage zu.  

Zudem sind aus den begehrten Unterlagen die Standortdaten und die Anlagengröße ersichtlich, 
die Rückschlüsse auf die wirtschaftlichen Ertrags- und Eigentumsverhältnisse und den Umfang 
des Eigentums der Anlagenbetreiber zulässt, da zum Brandschutzkonzept stets auch objektbe-
zogene Lagepläne gehören. 

Marktkonkurrenten würden bei all den Informationen über den Brandschutz über technische 
Standards sowie Betriebsabläufe informiert und könnten dadurch eigene Betriebsabläufe ver-
bessern und ihre Marktposition zulasten des hier betroffenen Unternehmens stärken.  

In dem Zusammenhang reicht bereits die Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit der Wettbe-
werber. Von Bedeutung sind dabei vor allem Aspekte wie die Schwächung eines Unternehmens 
im Wettbewerb durch die Preisgabe von Informationen sowie die Förderung der Wettbewerbsfä-
higkeit von Konkurrenten. Wie dargestellt bestehen Bedenken hinsichtlich einer Schwächung 
des betroffenen Unternehmens bei Offenbarung der begehrten Informationen zum Brandschutz. 

Bei der Bolart GmbH besteht ein zudem ein subjektiver Geheimhaltungswille.  
 
c.) Personenbezogene Daten 
 
Mit der Weitergabe der Informationen zum Brandschutz der Schweineproduktionsanlage wür-
den personenbezogene Daten offenbart.  

Personenbezogene Daten sind nach Art. 4 Nr. 1 DSGVO alle Informationen, die sich auf eine 
identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen; als identifizierbar wird eine natürli-
che Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Ken-
nung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung o-
der zu einem oder mehreren Merkmalen die Ausdruck der physischen, physiologischen, geneti-
schen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Per-
son sind, identifiziert werden kann.  

Bei juristischen Personen werden die hinter der juristischen Person stehenden natürlichen Per-
sonen und deren personenbezogenen Daten erfasst. 

Daten sind personenbezogen, wenn sie unabhängig vom Inhalt der jeweiligen Information eine 
Aussage über einer Person treffen. Der Begriff ist weit auszulegen, so dass auch solche Infor-
mationen, die Rückschlüsse auf die Eigentümerstellung betreffend bestimmter Grundstücksflä-
chen zulassen, von § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AIG erfasst sind.   

Die oben genannten Voraussetzungen sind erfüllt. Aus den Unterlagen, aus denen sich die Vor-
kehrungen zum Brandschutz der Produktionsanlage ergeben, sind personenbezogene Daten 
ersichtlich. Zu den Unterlagen gehören unter anderem das Brandschutzkonzept und der Feuer-
wehrplan, sowie weitere Unterlagen zum Brandschutz/Anlagensicherheit. Aus dem Brand-
schutzkonzept der Anlage werden zum einen die Daten der Aufsteller des Brandschutzkon-
zepts, die Daten zum Bauvorhaben, der Planer und der Bauherr ersichtlich.  

Dies gilt gleichermaßen für den Feuerwehrplan. Betroffen sind Daten wie der Name, die Ad-
resse, die Telefonnummer, die E-Mailadresse und die Unterschrift. Zudem sind aus den begehr-
ten Unterlagen die Standortdaten und die Anlagengröße ersichtlich, die Rückschlüsse auf die 
wirtschaftlichen Ertrags- und Eigentumsverhältnisse und den Umfang des Eigentums der Anla-
genbetreiber zulässt, da zum Brandschutzkonzept stets auch objektbezogene Lagepläne gehö-
ren. 

Eine Schwärzung von personenbezogenen Daten (Namen, Adressen usw.) ist zwar möglich, 
aufgrund der Spezifika von Brandschutzkonzepten und -plänen lassen sich diese jedoch durch 
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einen Vergleich mit anderen Konzepten desselben Fachplaners aufgrund des gleichen Layouts 
entsprechend zuordnen. Rückschlüsse auf wirtschaftliche Verhältnisse lassen sich zudem nicht 
schwärzen.  
 
d. Besondere Umstände des Einzelfalls 
 
Aufgrund der o. g. Gründe stehen der Akteneinsicht der Schutz von Urheberrechten sowie die 
Offenbarung von personenbezogenen Daten und Betriebs-/ Geschäftsgeheimnissen entgegen. 
Nach § 5 Abs. 1 S. 2 AIG kann in diesen Fällen Akteneinsicht gewährt werden, soweit aufgrund 
besonderer Umstände des Einzelfalls im Hinblick auf den Zweck der politischen Mitgestaltung 
das Offenbarungsinteresse der Antrag stellenden Person das Interesse der betroffenen Person 
an der vertraulichen Behandlung der Information überwiegt. Dies wurde jedoch nicht dargelegt.   

Vom Antragsteller wurden – abgesehen von dem bloßen Verweis auf den Brand in der Tierhal-
tungsanlage in Alt Tellin – keine besonderen Umstände des Einzelfalls vorgetragen, aufgrund 
derer ein überwiegendes Offenbarungsinteresse geltend gemacht wird. Woher das öffentliche 
Interesse aus diesem Großschadensereignis hergeleitet werden soll, erschließt sich nicht, da 
nicht ersichtlich ist, wie die Auswirkungen eines Brandes über die Anlage hinausgehen sollen. 
Mit dieser pauschalen Begründung auf ein anderes Schadensereignis müssten sämtliche rele-
vante Daten zum Brandschutz aller baulichen Anlagen, die einem größeren Nutzerkreis (Men-
schen oder Tieren) dienen, offengelegt werden, da es in nahezu allen derartigen Anlagen (Ver-
sammlungsstätten, Wohnheime, Schulen, Wohngebäude, etc.) in der Vergangenheit größere 
Schadensereignisse gab. Der Sinn der Vorschrift zum Schutz personenbezogener Daten, Urhe-
berrechten und Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen würde damit vollends ins Leere laufen.  
 
 

2. Antrag nach dem BbgUIG 
 
Voraussetzung für die die Gewährung des Zugangs zu Informationen auf Grundlage des 
BbgUIG ist zunächst, dass es sich bei den begehrten Daten um Umweltinformationen im Sinne 
des § 1 BbgUIG i. V. m. § 2 Abs. 3 UIG handelt. Dies ist bei den begehrten Informationen zum 
Brandschutz nicht gegeben.  

Umweltinformationen sind nach § 2 Abs. 3 UIG unabhängig von der Art ihrer Speicherung alle 
Daten über den Zustand von Umweltbestandteilen wie unter anderem natürliche Lebensräume, 
die Artenvielfalt und ihre Bestandteile sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen Bestand-
teilen (Nr. 1), Faktoren wie Stoffe, Energie usw. die sich auf die Umweltbestandteile im Sinne 
der Nummer 1 auswirken oder wahrscheinlich auswirken (Nr. 2) und Maßnahmen oder Tätigkei-
ten, die sich unter anderem auf die Umweltbestandteile im Sinne der Nr. 1 auswirken oder 
wahrscheinlich auswirken (Nr. 3a) oder den Schutz von Umweltbestandteilen im Sinne der Nr. 1 
bezwecken (Nr. 3b).  
Die Nr. 4-6 der Vorschrift (Umweltrechtsberichte, Kosten-Nutzen-Analysen zur Vorbereitung von 
Maßnahmen nach Nr. 3, Zustand der menschlichen Gesundheit) sind vorliegend offensichtlich 
nicht einschlägig für die gewünschten Informationen.   

Vorrausetzung für das Vorliegen einer Umweltinformation ist damit zunächst das Vorhanden-
sein eines Umweltbestandteils i. S. v. § 2 Abs. 3 Nr. 1 UIG. Der Begriff des Umweltbestandteils 
ist vor dem Hintergrund der Umweltinformationsrichtlinie zwar weit auszulegen. Die in § 2 Abs. 
3 Nr. 1 UIG vom Gesetzgeber vorgenommene Aufzählung der Umweltbestandteile ist auch 
nicht abschließend. Nach der Rechtsprechung fallen jedoch Schlacht- und Nutztiere nicht unter 
den Begriff der „Umweltbestandteile" (vgl. z. B. OVG Lüneburg, U. v. 27.02.2018 - 2 LC 58/17).  

Somit fallen auch die begehrten Informationen zum vorbeugenden Brandschutzschutz der Tier-
haltungsanlage aufgrund des fehlenden Umweltbestandteils nicht unter Umweltinformationen im 
Sinne des § 2 Abs. 3 UIG, da sie keine Informationen enthalten, wie sich ein Brand auf Umwelt-
bestandteile auswirkt.  
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Darüber hinaus stellen die Informationen zum vorbeugenden Brandschutz auch deshalb keine 
Umweltinformationen im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 1 und 2 UIG dar, weil die begehrten Doku-
mente Informationen enthalten, wie die bauliche und anlagentechnische Konfiguration ein 
Brandereignis im Sinne der Schutzziele des § 14 BbgBO „im Rahmen hält“ und insofern ein hy-
pothetisches Schadenereignis betreffen. Hypothetische Schadensereignisse sind aber keine 
Zustände oder Faktoren im Sinne der Vorschrift (vgl. VG Stuttgart, U. v. 16.11.2017 - 14 K 
6356/16). Dies betrifft auch den Evakuierungsfall, da dieser keinen Bezug zur Umwelt aufweist, 
sondern den (hypothetischen) Brandfall betrifft (ebenda). 

Im Übrigen stünden dem Informationsbegehren – selbst wenn man entgegen der o. g. Gründe 
davon ausginge, dass das Umweltinformationsgesetz vorliegend Anwendung fände, dem An-
trag die Ablehnungsgründe des § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3 UIG entgegen. Auch liegt kein 
überwiegendes öffentliches Interesse vor. Diesbezüglich wird auf die Ausführungen unter A. 
verwiesen.  
 
 

3. Antrag nach dem VIG 
 
Gemäß § 1 VIG erhalten Verbraucherinnen und Verbraucher freien Zugang zu den bei informa-
tionspflichtigen Stellen vorliegenden Informationen über Erzeugnisse im Sinne des Lebensmit-
tel- und Futtermittelgesetzbuches (Erzeugnisse) sowie Verbraucherprodukte, die dem § 2 Num-
mer 26 des Produktsicherheitsgesetzes unterfallen (Verbraucherprodukte), damit der Markt 
transparenter gestaltet und hierdurch der Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor 
gesundheitsschädlichen oder sonst unsicheren Erzeugnissen und Verbraucherprodukten sowie 
vor Täuschung beim Verkehr mit Erzeugnissen und Verbraucherprodukten verbessert wird. 

Die gewünschten Informationen zum Brandschutz betreffen weder Erzeugnisse noch Verbrau-
cherprodukte im Sinne der o. g. Vorschrift. Es wurde auch nicht dargelegt, in welchem Zusam-
menhang diese Informationen zu gesundheitsschädlichen oder sonst unsicheren Erzeugnissen 
und Verbraucherprodukten bzw. einer Täuschung beim Verkehr mit Erzeugnissen und Verbrau-
cherprodukten stehen sollten. 

Aus den vorgenannten Gründen ist der Anwendungsbereich des VIG nicht eröffnet, weshalb 
hierüber keine Akteneinsicht erfolgen kann.  
 
 
C. Gebührenfestsetzung 
 
Der Bescheid ist gebührenpflichtig. Die Ermächtigung zur Erhebung einer Gebühr ergibt sich 
aus § 10 AIG i. V. m. der Verwaltungsgebührensatzung des Landkreises Oberspreewald-Lau-
sitz sowie aus § 6 Abs. 1 BbgUIG i. V. m. der Gebührenordnung zum Umweltinformationsge-
setz des Landes Brandenburg (BbgUIGGebO). Zudem findet das Gebührengesetz für das Land 
Brandenburg (GebGBbg) Anwendung.  
 
Gemäß § 17 GebGBbg ist bei der Ablehnung eines Antrags aus anderen Gründen als wegen 
Unzuständigkeit die Gebühr auf mindestens 25 Prozent, höchstens jedoch 75 Prozent der vor-
gesehenen Gebühr abzumindern. 
 
Die vorgesehene Gebühr (für einen erfolgreichen Antrag) bemisst sich im vorliegenden Fall wie 
folgt: 
 
Akteneinsicht nach dem AIG 
 
Gemäß der Anlage zur Verwaltungsgebührensatzung des Landkreises Oberspreewald-Lausitz 
Nr. 9. 2 und 9.3 sind für Akteneinsichten nach dem AIG zwischen 5,00 € je Fall (Fälle mit gerin-
gem Verwaltungsaufwand) und 135 je Tag zu erheben.  
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Die detaillierte und tiefgehende Fragestellung erfordert einen hohen Verwaltungsaufwand für 
das Zusammenstellen der Informationen, der Prüfung der einzusehenden Unterlagen und der 
Schwärzung personenbezogener Daten.  

Aus diesem Grund wird für die Akteneinsicht nach dem AIG eine Gebühr von 100 € angesetzt. 
 
Akteneinsicht nach BbgUIG  
 
Für Amtshandlungen informationspflichtiger Stellen im Sinne des § 2 Nr. 1 des BbgUIG sind 
Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der BbgUIGGebO zu erheben. Hieraus ergeben sich 
folgende Gebühren:  

Tarifstelle 2.3: 
In Fällen, in denen die Herausgabe von Unterlagen oder Duplikaten mit außergewöhnlichem 
Aufwand zur Zusammenstellung von Unterlagen oder zur Aussonderung von Daten verbunden 
ist, wird eine Gebühr bis 500 € erhoben.  
Der außergewöhnliche Verwaltungsaufwand ergibt sich aus der Vielzahl der zu prüfenden Un-
terlagen, für die jeweils abzuwägen ist, welche der Informationen in Bezug auf die gemäß § 9 
UIG zu schützenden Belange, herausgegebenen werden können sowie der Schwärzung der 
personenbezogenen Daten.  

Aus den vorgenannten Gründen wäre für eine erfolgreiche Akteneinsicht nach dem BbgUIG 
eine Gebühr von 250 € zu erheben gewesen.  
 
Akteneinsicht nach dem VIG 
 
Aufgrund des geringen Aufwands bei der Prüfung des Anspruchs wird keine Gebühr erhoben.  
 
Reduzierung nach § 17 GebGBbg 
 
Für die Aktensicht wäre demnach insgesamt eine Gebühr von 350 € zu erheben gewesen. Auf 
Grundlage des § 17 GebGBbg wird diese Gebühr auf 35 %, d. h. auf 122,00 € (abgerundet) ab-
gemindert.  

Bei der Abwägung wurde gebührenmindernd berücksichtigt, dass eine tatsächliche Zusammen-
stellung der Unterlagen einschließlich der Schwärzung bestimmter Daten nicht erfolgt ist. Dem-
gegenüber ist jedoch auch zu berücksichtigen, dass die Prüfung des Antrags mit einem hohen 
Verwaltungsaufwand verbunden war, der sich aus der Anhörung des betroffenen Unterneh-
mens und der rechtlichen Prüfung (Interessenabwägung) ergab, welche die Recherche einer 
größeren Zahl von Rechtsprechungen und deren Übertragung auf den vorliegenden Fall erfor-
derte. 
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Verwendungszweck: 60.3-01076/21, PK 60.05538.4 
Betrag: 122,00 

Empfänger: Landkreises Oberspreewald-Lausitz 
Bankname: Sparkasse Niederlausitz 

IBAN: DE56 1805 5000 3010 1000 50 

BIC: WELADED1OSL 
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III. Fundstellen zitierter Rechtsvorschriften  
 
 Allgemein 
-  Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetz (AIG) vom 10. März 1998 (GVBl.I/98, 

[Nr. 04], S.46) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl.I/18, 
[Nr. 7]) 

-  Umweltinformationsgesetz des Landes Brandenburg (BbgUIG) vom 26. März 2007 
(GVBl.I/07, [Nr. 06], S.74), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Juli 2015 (GVBl.I/15, 
[Nr. 19]) 

-  Umweltinformationsgesetz, Artikel 1 des Gesetzes vom 22.12.2004 (BGBl. I S. 3704), in 
Kraft getreten am 14.02.2005, zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.02.2021 (BGBl. I S. 
306) m.W.v. 04.03.2021 

-  Gesetz zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation (Verbrau-
cherinformationsgesetz - VIG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Oktober 2012 
(BGBl. I S. 2166, 2725), geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I 
S. 3146)  

-  Gebührengesetz für das Land Brandenburg (GebGBbg) vom 7. Juli 2009 (GVBl. I S. 246), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32) 

-  Gebührenordnung zum Umweltinformationsgesetz des Landes Brandenburg (BbgUIG-
GebO) vom 23. Mai 2007 (GVBl.II/07, [Nr. 11], S.130), geändert durch Verordnung vom 22. 
Februar 2013 (GVBl.II/13, [Nr. 20]) 

-  Verwaltungsgebührensatzung des Landkreises Oberspreewald-Lausitz vom 10.06.2021 
(Amtsblatt für den Landkreis Oberspreewald-Lausitz, Nr. 14/2021) 

  
 
IV. Rechtsbehelfsbelehrung  
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben 
werden. Der Widerspruch ist beim Landkreis Oberspreewald-Lausitz, Dubinaweg 1, 01968 
Senftenberg schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
 
 
████ ▎
Sachgebietsleiter 


